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Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
EU Europäische Union
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
BIP Bruttoinlandsprodukt
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
APD Öffentliche Entwicklungshilfe im Verhältnis zum

Bruttonationaleinkommen (BNE)

ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
UE Union européenne
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
PIB Produit intérieur brut
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CICR Comité international de la Croix-Rouge
APD Aide publique au développement par rapport au revenu national brut

(RNB)
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2020 Kenntnis von der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023. Der Kommissionssprecher der APK-SR,
Damian Müller (fdp, LU), wollte die Strategie im Namen der APK-SR im Plenum vertieft
diskutieren. Carlo Sommaruga (sp, GE) nahm dies zum Anlass, die «Erosion der
Solidarität» zu kritisieren. Bezeichnenderweise werde der Solidaritätsgedanke in der
Aussenpolitischen Strategie auch nicht mehr als grundlegendes Prinzip genannt. Er
bemängelte die nicht erreichte APD-Quote von 0.5 Prozent in der
Entwicklungszusammenarbeit, welche vom Parlament gefordert worden war, sowie die
Nichterfüllung der Quote von 0.7 Prozent des BIP, zu deren Einhaltung die Schweiz sich
gegenüber der UNO verpflichtet hatte. In der Folge warf er der Regierung Untätigkeit
hinsichtlich der Menschenrechtsverletzungen in China sowie der Besetzung
palästinensischer Gebiete vor. Schliesslich brachte Sommaruga auch seine Motion
(Mo.17.4241) zur Ratifikation des Vertrags über das Verbot von Atomwaffen zur Sprache.
Diese war von beiden Parlamentskammern angenommen worden, daher habe er
zumindest die Beschreibung der Umsetzung in der Strategie erwartet. Da sich sonst
niemand zu Wort meldete, fiel die angedachte «vertiefte» Diskussion äusserst kurz
aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2021 Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. APK-SR-Sprecher Damian Müller (fdp, LU) fasste die wichtigsten
Schlussfolgerungen des Berichts zusammen und verwies dann auf vier Fragen, welche
sich die Kommission gestellt hatte. Diese betrafen die internationale Forschungs- und
Bildungspolitik, das Mandat der USA im Iran, die Impfsituation des Botschaftspersonals
und die Zusammenarbeit mit NGOs wie dem IKRK. Da diese Fragen zur Zufriedenheit
der Kommissionsmitglieder beantwortet worden waren, sprach er dem Aussenminister
ein Lob für dessen Arbeit aus. 
Kritischer gab sich Carlo Sommaruga (sp, GE), der die im Bericht versprochene
«Kohärenz» vor allem auf die Entwicklungspolitik bezog und in diesem Bereich noch viel
Verbesserungspotenzial sah. Er kritisierte auch die im Bericht enthaltene Aussage des
Bundesrats, dass der Abschluss eines institutionellen Abkommens mit der EU
angestrebt werde, für dessen Abschluss man mit den Kantonen und Sozialpartnern
zusammenarbeite. Der kurz darauf erfolgte Abbruch der Verhandlungen stellte für
Sommaruga eine Kluft zwischen der europäischen Strategie 2020 und jener im Jahr
2021 dar. Er forderte daher vom Bundesrat eine präzise Strategie, um den im Bericht
angekündigten bilateralen Weg fortführen zu können. Bundesrat Cassis bekräftigte das
bundesrätliche Bekenntnis zu Europa, gab dabei aber zu bedenken, dass ein gemeinsam
gestalteter bilateraler Weg aussen- und innenpolitisch getragen werden müsse. Die
Partnerschaft mit der EU bleibe aber die Priorität des Bundesrats. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2021
AMANDO AMMANN

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Nach der Fristverlängerung in der Frühjahrssession 2019 wurde in der Herbstsession
2020 eine weitere Verlängerung der überwiesenen Motion von Dick Marty (fdp, TI) «Die
UNO untergräbt das Fundament unserer Rechtsordnung» nötig. Der Sprecher der
APK-SR, Damian Müller (fdp, LU), argumentierte, dass die Aufrechterhaltung und die
regelmässige parlamentarische Behandlung dem Bundesrat die Möglichkeit eröffne, das
Parlament über neue Entwicklungen bei der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit der
Anti-Terror-Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates zu informieren. Das Hauptanliegen
der Motion Marty sei eigentlich erfüllt, da der EGMR in einem Verfahren gegen die
Schweiz entschieden hatte, dass UNO-Sanktionen von einem Schweizer Gericht auf
Willkür geprüft werden müssen. Betroffenen Personen stehe dadurch in der Schweiz
der Rechtsweg offen, um die Willkürlichkeit eines Listeneintrags überprüfen zu lassen.
Da sich die Schweiz aber weiterhin für die «Effizienz und die Legitimität von UNO-
Sanktionen» einsetzen wolle, beispielsweise durch die Stärkung des Rechtsschutzes
aller UNO-Sanktionsregime und der Kompetenzerweiterung der Ombudsperson,
beantragte die APK-SR einstimmig eine erneute Fristverlängerung. 
Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis lobte die bisherigen Errungenschaften der
Schweiz, insbesondere die Einführung einer Ombudsperson, die seit 2018 in Schweizer

MOTION
DATUM: 25.09.2020
AMANDO AMMANN
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Hand sei. Da deren Kompetenzen und institutionelle Verankerung bis anhin jedoch
unzureichend seien, setze sich die Schweiz mit gleichgesinnten Staaten weiterhin für
die Stärkung von Verfahrensgarantien ein. Der Ständerat verlängerte die
Behandlungsfrist des Geschäfts schliesslich um ein weiteres Jahr. Auch der Nationalrat
verlängerte die Behandlungsfrist des Geschäfts, in diesem Fall gar ohne Wortmeldung. 3

In Erfüllung des Postulats Reiniger (sp, SH; Po. 76.454) publizierte der Bundesrat seit
1976 zu Beginn jeder Legislaturperiode einen Bericht über die von der Schweiz nicht
ratifizierten Konventionen des Europarats. Die Konventionen sind für den Europarat
ein essentielles Instrument zur Erarbeitung rechtlich verbindlicher Übereinkommen,
dazu gehört unter anderem die EMRK. Da sich die Schweiz bei ihrem Beitritt zum
Europarat (1963) verpflichtet hatte, den Konventionen des Europarats so weit wie
möglich beizutreten, wirkt sie seither aktiv an der Erarbeitung und Modernisierung der
Übereinkommen mit. Jedoch prüft die Schweiz von Fall zu Fall, ob eine Ratifizierung
sinnvoll erscheint, oder ob eine Nicht-Ratifikation vertretbar wäre. 
Der zwölfte und letzte Bericht dieser Reihe wurde im September 2020 publiziert, 43
Jahre nach Abschreibung des Postulats. Der Bundesrat erklärte, dass die vergangenen
Berichte in der Regel nur wenig substanzielle Neuerungen enthalten hätten, weshalb
man in Zukunft nur noch punktuell über relevante Entwicklungen hinsichtlich der
Konventionen des Europarats informieren wolle. Die Berichte hatten jeweils die
allgemeine Politik der Schweiz gegenüber den Konventionen des Europarats beinhaltet.
Dazu gehörten Konventionen, welche der Bundesrat zu ratifizieren beabsichtigte,
welche vom Europarat als zentral eingestuft worden waren sowie jene Konventionen,
die seit Veröffentlichung des letzten Berichts zur Unterzeichnung aufgelegt worden
waren. Die wichtigsten Konventionen wurden mit Kommentaren zum Zweck und den
Aussichten auf eine Ratifizierung durch die Schweiz versehen. In der Legislaturperiode
2019-2023 lagen dem Parlament drei solcher Übereinkommen zur Genehmigung vor:
die erste betraf das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus;
die zweite ein Übereinkommen gegen den Handel mit menschlichen Organen; und
schliesslich das Änderungsprotokoll des Übereinkommens zum Schutz des Menschen
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Die kleine Kammer nahm in der Wintersession 2020 Kenntnis vom Bericht. Der
Kommissionssprecher der APK-SR, Damian Müller (fdp, LU), beschränkte sich auf den
Hinweis, dass mehrere Kommissionsmitglieder sich weiterhin eine proaktive und
transparente Kommunikation vonseiten des Bundesrats wünschten. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 gelangte die 2010 überwiesene Motion Marty (fdp, TI) «Die
UNO untergräbt das Fundament unserer Rechtsordnung» wiederum ins Parlament,
nachdem die vorberatenden Aussenpolitischen Kommissionen die erneute
Verlängerung der Frist empfohlen hatten. Damian Müller (fdp, LU) – Sprecher der APK-
SR – begründete die fortlaufende Verlängerung der Motionsfrist damit, dass dadurch
das Parlament regelmässig über neue Entwicklungen bei der Verbesserung der
Rechtsstaatlichkeit der Anti-Terrorismus-Sanktionen des UNO-Sicherheitsrats
informiert werde. Müller stellte fest, dass zu diesem Zeitpunkt nur das Sanktionsregime
gegen den Islamischen Staat und Al-Kaida das Büro der Ombudsperson beanspruche.
Zudem setze sich die Schweiz weiterhin für die Stärkung der Sanktionsregime ein,
welche nicht über einen Zugang zu einer Ombudsperson verfügen. Laut Müller hat die
Schweiz dem Sicherheitsrat im Juni 2021 deswegen Vorschläge für die Einrichtung eines
unabhängigen Überprüfungsmechanismus gemacht. Er beantragte im Namen der
Kommission die erneute Verlängerung der Frist. Bundesrat Cassis informierte den
Ständerat darüber, dass das Bundesgericht bestätigt habe, dass Personen auf einer
schwarzen Liste der UNO in der Schweiz Rekurs einlegen könnten. Damit sei das
Hauptziel der Motion erreicht, nichtsdestotrotz könne man deren Anliegen
weiterverfolgen. Sowohl der Ständerat wie auch der Nationalrat verlängerten in der
Folge die Behandlungsfrist des Geschäfts. 5

MOTION
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN

Anfang Oktober 2022 reiste Bundespräsident Cassis an das erste Treffen der
«Europäischen Politischen Gemeinschaft» in Prag. Diese neuartige Konferenz wurde
gemäss EDA dazu geschaffen, Verbindungen zwischen Staaten innerhalb und ausserhalb
Europas zu schaffen und den politischen Dialog sowie die Zusammenarbeit in Europa zu
fördern. Bundespräsident Cassis sah in diesem Format eine «willkommene Möglichkeit
für einen direkten und informellen Austausch mit anderen europäischen Ländern».
Initiiert wurde der Anlass bereits im Frühjahr 2022 vom französischen Präsidenten

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.10.2022
AMANDO AMMANN
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Emmanuel Macron, in der Folge nahmen der Europäische Rat und die tschechische EU-
Ratspräsidentschaft die Idee auf und organisierten das Treffen in Prag. Hauptthemen
des informellen Austauschs waren die Sicherheit und Stabilität, Energie, Klima sowie die
wirtschaftliche Situation in Europa. Insgesamt nahmen 44 Staatsoberhäupter am
Treffen teil, nebst den EU-Mitgliedsländern waren 17 weitere Länder vertreten. Ausser
Russland und Belarus waren fast alle Länder eingeladen, die zum weit gefassten
europäischen Raum zählen, darunter auch Aserbaidschan und Armenien. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete den Anlass daher etwas pauschal als «Anti-Putin-Gipfel», der
zeige, wie isoliert der russische Präsident in Europa sei. In Zukunft sollen laut EDA ein
bis zwei solcher Treffen pro Jahr stattfinden, alternierend in EU- und Nicht-EU-
Staaten. Ignazio Cassis nutzte die Gelegenheit, um sich am Rande der Veranstaltung
bilateral mit den Regierungschefs von Frankreich, Belgien, Spanien, Italien und Portugal
zu treffen. Gemeinsam mit dem griechischen Premierminister Kyriakos Mitsotakis
leitete Cassis zudem einen runden Tisch zum Thema «Energie, Klima und Wirtschaft». 
Im Vorfeld des Treffens hatten sich verschiedene Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zur Schweizer Teilnahme geäussert. Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete
das Treffen gegenüber Le Temps als Chance für die Schweiz, um sich mit europäischen
Partnern zu vernetzen und Verständnis für die Position der Schweiz im Hinblick auf die
anstehenden Verhandlungen mit der EU zu schaffen. Auch Mitte-Parteipräsident
Gerhard Pfister (mitte, ZG) begrüsste den Austausch zur Stärkung der
innereuropäischen Sicherheitskoordinierung. Carlo Sommaruga (sp, GE) warnte
hingegen davor, die europäische Zukunft der Schweiz in der politischen Gemeinschaft
zu sehen. Wichtig für die Schweiz sei eine starke Partnerschaft mit der EU selber, da
diese die Wirtschaft und Bevölkerung des Landes stark beeinflusse, mahnte der SP-
Ständerat. 
Wenige Tage nach dem Treffen besuchte Bundespräsident Cassis den Europarat in
Strassburg, wo er der parlamentarischen Versammlung des Europarates die Ziele und
Visionen der Schweiz für die Zukunft der Organisation vorstellte. Der Besuch von Cassis
war der erste eines Bundespräsidenten respektive einer Bundespräsidentin nach Flavio
Cotti 1991. Im Rahmen verschiedener bilateraler Treffen mit Vertreterinnen und
Vertretern des Europarats betonte der Bundespräsident die Bedeutung der Arbeit der
parlamentarischen Versammlung des Europarats. 6

Entwicklungspolitik

Nachdem der Nationalrat mehrere Artikel hinsichtlich der Transparenzanforderungen
und der strategischen Ausrichtung der Schweizer Beteiligung hinzugefügt hatte, musste
sich der Ständerat in der Wintersession 2020 im Differenzbereinigungsverfahren
erneut mit den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe und der Afrikanischen
Entwicklungsbank befassen. Damian Müller (fdp, LU) sprach sich im Namen der
Mehrheit der APK-SR für einen Kompromiss zwischen dem ursprünglichen Entscheid
des Ständerats (keine Handlungsanweisungen) und dem Beschluss des Nationalrats
(Handlungsanweisungen in fünf Bestimmungen) aus, indem die Offenlegungspflicht
gestrichen würde. Für Müller zeige das klare Abstimmungsresultat der Kommission von
11 zu 1 Stimmen, dass man das Anliegen des Nationalrates unterstütze, dabei aber auf
eine «übersichtliche und elegante Lösung» setze. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE)
verlangte jedoch das Festhalten an genannter Offenlegungspflicht durch Artikel 3c,
welcher Regelungen über die Veröffentlichung des Abstimmungsverhaltens und die
Berichterstattung an das Parlament beinhaltete. Der Bundesrat empfahl die Ablehnung
des Minderheitsantrags, da die Veröffentlichung solcher Positionen negative
Reaktionen von anderen Ländern hervorrufen könnte. Der Antrag wurde schliesslich mit
22 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung) abgelehnt, wobei Sommaruga prophezeite, dass der
Nationalrat den Artikel wieder aufbringen werde. Mit 22 zu 19 Stimmen angenommen
wurde hingegen eine Ergänzung von Ständerätin Carobbio Guscetti (sp, TI), damit auch
die «Förderung der Menschenrechte» als Grundlage der Entscheidungsfindung
aufgeführt wird. Für Kommissionssprecher Damian Müller war dieser Zusatz «eigentlich
logisch, aber nicht zwingend». 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2020
AMANDO AMMANN

Um auch noch die letzte Differenz hinsichtlich der Kapitalerhöhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zum Nationalrat zu
bereinigen, befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2020 zum zweiten Mal mit
diesem Bundesratsgeschäft. Der Nationalrat hatte zwar dem ständerätlichen
Kompromiss weitgehend zugestimmt, es war jedoch eine letzte Differenz in Bezug auf
die Offenlegungspflicht auszuräumen. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU)

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2020
AMANDO AMMANN
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hielt fest, dass die APK-SR die Differenz ausgiebig beraten habe und zum Schluss
gekommen sei, dass grundsätzlich gar keine solche bestehe. Transparenz und
Rechenschaftspflicht seien Prinzipien, die man erfüllen wolle, was auch aus der
Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 hervorgehe.
Jedoch dürfe man dabei den eigenen Handlungsspielraum nicht einschränken, weshalb
die Kommission einen «eleganten und wirkungsvollen» Weg gefunden habe: Statt das
Abstimmungsverhalten zu veröffentlichen, wie der Nationalrat gefordert hatte, soll der
Bundesrat die Aussenpolitischen Kommissionen periodisch – mindestens einmal pro
Jahr – über sein Handeln informieren. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit der
gefundenen Lösung zufrieden. Diese berücksichtige sowohl die Zwänge der
Stimmrechtsgruppen, denen die Schweiz in den beiden Banken ausgesetzt sei, als auch
die Forderung des Parlaments nach mehr Transparenz. Der Rat nahm dem Vorschlag
der Kommission stillschweigend an. Damit ging das Geschäft wieder zurück an den
Nationalrat. 8

1) AB SR, 2020, S. 487 ff.
2) AB SR, 2021, S. 518 ff.
3) AB NR, 2020, S. 1889; AB SR, 2020, S. 826 f.
4) AB SR, 2020, S. 1204 f.; BBl, 2020, S. 8091 ff.
5) AB NR, 2021, S. 2082; AB SR, 2021, S. 803 f.
6) Medienmitteilung EDA vom 10.10.22; Medienmitteilung EDA vom 6.10.22; LT, TA, 5.10.22; AZ, NZZ, TA, 7.10.22; LT, 11.10.22
7) AB SR, 2020, S. 1144ff.
8) AB SR, 2020, S. 1341f.
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